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BEWERTUNG TECHNISCHER FORTSCHRITTE IM AGRARBEREICH 

UND MöGLICHKEITEN DER POLITISCHEN 

UND ADMINISTRATIVEN STEUERUNG 

von 

M. LÜCKEMEYER und W. PETERS, Bonn 

1 Einleitung 

Der technische Fortschritt war und ist auch im Agrarbereich Voraussetzung und 
wesentlicher Bestimmungsgrund für die Verbesserung der Lebensverhältnisse. Solange 

nur diese Wirkung empfunden wurde, war er weitgehend unumstritten. Die Vorbehalte 

technischen Fortschritten gegenüber mehren sich in dem Maße, wie 

- durch sie die Lebens- und Arbeitsverhältnisse immer stärker bestimmt werden und die 
Technik für die vermeintliche und wirkliche Entfremdung des Menschen von seiner na­
türlichen Existenz verantwortlich gemacht wird, 

- die Technik in den Grenzbereich der Beherrschbarkeit durch den Menschen vordringt 

und die dadurch sich abzeichnenden Gefahren Ängste verbreiten, 

- die technischen Fortschritte die Menschen zu Handlungen befähigen, die im Wider­
spruch zu individuellen ethischen Empfindungen und allgemein anerkannten Normen der 
Gegenwart stehen und 

- die Befriedigung der Bedürfnisse in mehreren Bereichen auf Sättigungsgrenzen stößt. 

Der Prozeß der Ernüchterung gegenüber früherer Technikeuphorie ist nicht zu übersehen 

(Bundesminister für Forschung und Technologie, 1988, S. 30. - Siehe auch UHLMANN, 
1988). Auch auf die technischen Fortschritte im Agrarbereich1) trifft dieser Zusammen­

hang grundsätzlich zu, so daß sich die Frage nach seiner Bewertung und ggf. politischen 

und administrativen Steuerung unmittelbar stellt. Die technische Entwicklung hat diesen 

Sektor stärker als viele andere beeinflußt. Die Produktivitäts fortschritte waren in der 

Landwirtschaft teilweise stärker als im Durchschnitt der übrigen Sektoren. 

Unter den gegebenen Bedingungen des Agrarsektors war der realisierte technische Fort­
schritt konstitutive Voraussetzung für die strukturelle Anpassung und damit auch Anlaß 
für eines der zentralen agrarpolitischen Probleme der letzten 40 Jahre. Theoretisch hätten 

sich durch eine konsequente Verhinderung der technischen Fortschritte einige Anpas­
sungsprobleme vermeiden oder zumindest vermindern lassen. Da künftig weitere techni­

sche Fortschritte zu erwarten sind, wirkt der aufgezeigte Zusammenhang fort und bleibt 

1) Zum Begriff des Technischen Fortschritts vgl.; WILLER, H.: Technischer Fortschritt und Landwirtschaft. -
Hamburg und Berlin 1967, S. 13 Cf. - PLATE, R.: Agrarmarktpolitik (Band I, Grundlagen). - München, Basel. 
Wien 1968, S. 109 ff. 
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die politische Versuchung bestehen, die agrarpolitischen Probleme durch Steuerung des 
technischen Fortschritts einer Lösung näher zu bringen. 

Von den Schlüsseltechnologien unserer Zeit (Bundesminister für Forschung und Techno­

logie, 1988, S. 13) werden die Biotechnologie und die Informationstechnik die weitere 

Entwicklung des Agrarsektors spürbar beeinflussen. Experten rechnen mit beträchtlichen 

Innovationsschüben in den nächsten Jahren und Jahrzehnten (Bureau Europeen de 

Recherches S.A., 1988). Dabei wirft die Biotechnologie in besonderem Maße die Frage 

nach den ethischen Grenzen unserer wissenschaftlich - technischen K uItur auf. 

,2 Bewertung des technischen Fortschritts 

Im Zuge des geradezu sprunghaften Werte wandels (UHLMANN, 1988) der letzten Jahr­

zehnte geriet die Sinnhaftigkeit des Wirtschaftswachstums und damit auch die des tech­
nischen Fortschritts in die Diskussion. Viele der daran Beteiligten halten die Beurteilung 

des technischen Fortschritts ausschließlich anhand der ökonomischen Kriterien 

(u.a.Faktoreffizienz, einzelbetriebliche und gesamtwirtschaftliche Rentabilität) nicht 

länger für zulässig. Während den Unternehmen zuzugestehen ist, daß sie technische 

Fortschritte vorwiegend nacheinzelbetrieblichen Rentabilitätskriterien bewerten, wird 

vom Staat die Anwendung des Kriteriums "Verbesserung der Lebensqualitäf' gefordert. 

Dazu sind in die Bewertung neuer Techniken auch 

- die Humanverträglichkeit (Auswirkung auf Gesundheit, Sicherheit) 

- die Sozialverträglichkeit (Familie, Bildung, Arbeitswelt, Leben in der Gemeinschaft, 

Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung) und 

- die Um weIt verträglichkeit 

mit einzubeziehen (DETZER, 1989). 

\ 

Unter den am agrarpolitischen Willensbildungsprozeß beteiligten Gruppen ergeben sich 

unterschiedliche Auffassungen zu den vorhandenen und potentiellen tec.hnischen Fort­

schritten2). Vieles spricht dafür, daß der mechanisch technische Fortschritt von den 

Landwirten positiv eingeschätzt wird. Auf die Landwirte in der Bundesrepublik 

Deutschland dürfte dies besonders zutreffe~. Darauf deutet der gegenüber anderen 
Ländern erheblich höhere Besatz an Maschinen - und Gebäudekapital hin. Die Haltung 

der ·Landwirte ist plausibel; denn die Technik hat sie von schwerer körperlicher Arbeit 

weitgehend befreit. Im Grundsatz positiv dürfte auch die Einstellung der Landwirte zum 

biologisch technischen Fortschritt herkömmlicher Art sein. Die Initiativen der Landwirte 

in der Pflanzenzucht, der Tierzucht und die breite Anwendung der modernen Verfahren 

der Tierhaltung und des Pflanzenbaus sind ein Indiz dafür. Die Verteidigung der 

Betroffenen gegen Angriffe von verschiedener Seite auf die modernen landwirtschaftli­

chen Produktionstechniken deuten außerdem darauf hin, daß diese nicht nur aufgrund 
ökonomischer Sachzwänge, sondern auch aus überzeugung adaptiert wurden. Selbst bio-

2) Die Einstellung zu technischen Fortschritten wird an Verhaltensweisen evident. Auch läßt sie sich deduktiv ab­
leiten. ~Der Aussagewert von Meinungsumfragen zum technischen Fortschritt besteht in kaum mehr als dem 
Un'erhal'ungswert". Siehe UHLMAS:-i. 1988. S. 14. 
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technologischer Fortschritt wie z.B. Embryotransfer stößt auf gewisse Zustimmung. 
Jedoch wird vom Berufsstand in der Bundesrepublik Deutschland das EG-weite Verbot 
der Verwendung von Hormonen in der Rindermast befürwortet und die Zulassungs­
verweigerung für bovines Somatotropin (BST) gefordert. 

Die Haltung der Landwirte gegenüber organisatorisch-technischen Fortschritten ist eher 
ambivalent3). Einige Formen der horizontalen und vertikalen Integration werden mehr­
heitlich abgelehnt, da sie für unvereinbar mit den Wesensmerkmalen bäuerlicher Land­
wirtschaft gehalten werden. 

Ein Teil der Verbraucher lehnt den Konsum von Nahrungsmitteln ab, die unter Zuhilfe­
nahme von mineralischen Dünge- und chemischen Pflanzenschutzmitteln erzeugt wurden. 
Beweggrund ist durchweg die Überzeugung, daß die Nahrungsmittel des alternativen 
Sortiments der Gesundheit zuträglicher sind als die nach konventionellen Methoden 
erzeugten. Der mineralischer Düngung und chemischem Pflanzenschutz innewohnende 
technische Fortschritt wird folglich nicht für einen Fortschritt im Sinne verbesserter 
Lebensqualität gehalten. Im großen und ganzen identifizieren sich die Landwirte, die 
alternative Nahrungsmittel produzieren, mit dieser Auffassung. 

Ein Teil der modernen landwirtschaftlichen Produktionsmethoden - hier insbesondere 
bestimmte Tierhaltungsverfahren und auf hohe Intensität abzielende pflanzenbauliche 
Maßnahmen - werden aus Tierschutz- und Umweltschutzgründeri von einem Teil der 
Bevölkerung abgelehnt oder zumindest sehr skeptisch betrachtet. Da sich auch die 
dörflichen Strukturen und folglich ganze ländliche Räume unter dem Einfluß 
agrartechnischer Entwicklung augenscheinlich verändert haben, kommt es verschiedent­
lich zu einer nahezu vollkommenen Ablehnung des Fortschritts im Agrarbereich und zur 
Forderung nach Rückkehr zu einer Landwirtschaft, die sich an nostalgischen Vorstellun­
gen orientiert. 

Für die Bundesregierung und den Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten bestimmt sich die grundsätzliche Einstellung zum agrartechnischen Fortschritt 
aus dem Landwirtschaftsgesetz vom 05. September 1955 und aus Artikel 39 des EWG­
Vertrages. Ersteres fordert, daß die Landwirtschaft mit den Mitteln der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik in den Stand gesetzt werden soll, u.a. ihre Produktivität zu steigern. 

Letzterer erhebt die Förderung des technischen Fortschritts zum Ziel der gemeinsamen 

Agrarpolitik. BML hat diese gesetzlich und vertraglich kodifizierte Handlungsmaxime in 
seiner Zielstruktur umgesetzt, die jährlich in den Agrarberichten der Bundesregierung 
veröffentlicht wird. 

Die EG-Zugehörigkeit der Bundesrepublik Deutschland setzt dem Entscheidungsspiel­
raum der Bundesregierung und des BML Grenzen. Die Behinderung technischer Fort­
schritte oder ihrer Nutzung auf nationaler Ebene führt grundsätzlich zu Wettbewerbs­
nachteilen für den Agrarsektor des betreffenden Mitgliedstaates. Solche Maßnahmen 
(Beispiele: Gesetzliche Bestandsobergrenzen in der Tierhaltung, Verbot der Käfighaltung 
von Legehennen) sind in der Regel deshalb nicht durchsetzbar oder werden von der 

3) Zum BeSriff und Wesen des organisatorisch-technischen Fortschritts. siehe SEt:STER. 1988. 
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Bundesregierung abgelehnt, weil diese damit ihrer Verantwortung für die langfristige 
Entwicklung des Sektors nicht gerecht würde. Ein Gegenbeispiel ist die sogenannte 

offene Deklaration der Mischfuttermittel, der eine gewisse wettbewerbsverzerrende 

Wirkung zugeschrieben wird, die aber ausdrücklich vom land wirtschaftlichen Berufsstand 
befürwortet wurde. 

3 Politische und administrative Steuerung des agrartechnischen Fortschritts 

Wegen ihrer Tragweite bedürfen staatliche Einflußnahmen auf den technischen Fort­

schritt in der Regel der politischen Legitimation und unterliegen somit der Entscheidung 

der gewählten Mandatsträger. Der Administration kommt sowohl die Aufgabe zu, solche 

Entscheidungen umzusetzen als auch Entscheidungen geringer Tragweite selbst - jedoch 

orientiert an politisch bestimmten Leitlinien - zu treffen und umzusetzen. Zwischen 

technischem Fortschritt und politisch-administrativem Handeln bestehen vielfältige 

Wechselbeziehungen. Es empfiehlt sich, die Betrachtung hier auf die staatlichen Maß­

nahmen und Instrumente zu beschränken, mit denen entweder direkt oder aber mittelbar, 

jedoch bewußt, auf den technischen Fortschritt Einfluß genommen werden soll. 

Durch die M a r k t - und P r eis pol i t i k der E G werden über die 

Faktor- und Produktpreisrelation auch die Faktoreinsatzstruktur und die Produktions­

struktur verändert. Dies geschieht liicht in der Absicht, die technischen Fortschritte zu 

beeinflussen. Obwohl ein erheblicher Teil des technischen Fortschritts preisinduziert ist, 

wird die Markt- und Preispolitik hier nicht weiter diskutiert. 

3.1 F 0 r S C h u n gun dEn t wie k I u n g 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden 1988 nach neuesten Schätzungen 61,4 Mrd. 
DM für Forschung und Entwicklung aufgewendet; davon entfallen etwa 64 % auf die 

Wirtschaft und 36 % auf die Gebietskörperschaften 4). Für den Agrarbereich ist eine 

solche Gliederung nicht bekannt. Grob geschätzt, dürften die Ausgaben der öffentlichen 

Hand für Agrarforschung bei etwa 1 Mrd. DM liegen. Von dieser Gesamtsumme entfal­

len ca. 300 Mill. DM auf die Forschungsförderung durch BML (BRADHERING und 

GOCHT, 1987). 

Vorrangiges Ziel der Ressortforschung des BML ist es, wissenschaftliche Grundlagen als 

Entscheidungshilfen für die Politik der Bundesregierung zu erarbeiten. Diese 

Forschungsergebnisse lassen sich nur in sehr begrenztem Umfang in technische Fort­
schritte für den Agrarsektor umsetzen. Darüber hinaus kommt aber die Ressortforschung 

den Zielgruppen der jeweiligen Ministerien, hier dem Agrarsektor, zugute. Diese Aus­
gaben werden u.a. damit begründet, daß die Landwirtschaft aufgrund fehlender Finanz­

kraft und der kleinbetrieblichen Strukturen eine eigene Forschung nicht finanzieren und 

durchführen kann. 

-') Pressemitteilung des Pressc- und InformatioDsamtes der Bundesregierung 1989. 
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Etwa 300 Mill. DM werden jährlich von den Bundesländern für Agrarforschung ausgege­
ben, und etwa 150 Mill. DM entfallen auf von Bund und Ländern gemeinsam geförderte 

Forschungseinrichtungen. Die Planungs- und Entscheidungsprozesse im Bereich der 
Forschung laufen in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich dezentral, d.h. bei 
den einzelnen Forschungsträgern und Forschungseinrichtungen ab. 

Mit der Veränderung der Gewichte der agrarpolitischen Ziele wechseln auch die Prio­

ritäten in der Agrarforschung. Die produktionstechnische Forschung, die vorrangig auf 
eine Erhöhung 'mengenmäßiger Erträge ausgerichtet war, soll eingeschränkt werden. 

Andere Forschungsfelder, wie z.B. 

- Senkung der Produktionskosten und Verminderung von Ertragsrisiken, 

Verbesserung der Produktqualität, 
Erschließung von Produktions- und Verwendungsalternativen sowie 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

sollen dagegen verstärkt bearbeitet werden. Diese Prioritäten in der Forschung sind auch 
Ausdruck des Strebens nach mehr technischem Fortschritt in diesen Bereichen. 

Das Mittel der unmittelbaren Behinderung der Forschung oder sogar gar des Verbots 
steht dem Staat grundsätzlich nicht zu Gebote. In Artikel 5 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland heißt es: "Forschung und Lehre sind frei." Von staatlichen 
Institutionen bewußt oder unbewußt vernachlässigte Forschungsbereiche können von den 
Hochschulen und der Wirtschaft aufgegriffen und ausgefüllt werden. In Anbetracht der 
umfangreichen Forschungsausgaben der Wirtschaft ist davon auszugehen, daß dies auch 

geschieht, wobei auch inder Wirtschaft zahlreiche, voneinander unabhängige Entschei­

dungsträger über die Forschungsplanung befinden. Die starke Dezentralität des 
Forschungsprozesses entspricht den Entscheidungsstrukturen in unserer marktwirt­

schaftlichen Ordnung. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Möglichkeiten der politisch-administrativen 
Steuerung des technischen Fortschritts durch Forschungsförderung eng begrenzt sind, es 

sich bei der Forschungsförderung also um ein sehr weiches Instrument der Beeinflussung 
technischer Fortschritte handelt. 

3.2 G ewe r b I ic her R e c h t s s c hut z 

Ausschließlichkeitsrechte für die Nutzung von Erfindungen dienen der Absicherung von 
Pioniergewinnen. Mit der Ausgestaltung dieser Rechtsnormen läßt sich der Anreiz für 
die Hervorbringung von Innovationen beeinflussen. Bekannte, auch für den Agrarsektor 
bedeutsame Bestimmungen sind der Sorten- und Patentschutz. Zur Zeit wird diskutiert, 
ob sie als Schutzinstrument für biotechnologische Innovationen ausreichen, ob sie anzu­
passen sind oder ggf. eine eigene Rechtsnorm für neue Verfahren und Erzeugnisse der 
Biotechnologie zu schaffen ist. Z.B. weisen Unternehmen der Biotechnologie darauf hin, 
daß ihnen der bestehende Sortenschutz für Pflanzensorten nicht ausreicht, da er zuläßt, 
daß Dritte mit geschützten Sorten ohne Lizenzzahlungen weiterzüchten. Die Regelung 
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dieser Frage dürfte einen Einfluß auf das Innovationsinteresse und damit den techni­
sehen Fortschritt in der Biotechnologie haben. 

3.3 Bei h i I f e nun d Sub v e n t ion e n 

Die fin~ielle Begünstigung erwünschter Verhaltensweisen oder Aktionep ist ein 
probates Mittel staatlicher Einflußnahme. Markantestes Beispiel in diesem Zusammen­
hang ist die einzelbetriebliche Investitionsförderung im Rahmen der Gemeinschafts­
aufgabe 'Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". Mit Zuschüssen, 
öffentlichen Darlehen und Zinsverbilligungen werden die Begünstigten zur Neuaus­
richtung der Betriebe, zur Erneuerung veralteter Bausubstanz, zur Rationalisierung der 
Arbeitsabläufe und zur Modernisierung der Produktions verfahren veranlaßt. Durch die 
Maßnahme wird nicht unmittelbar der technische Fortschritt gefördert, jedoch die 
einzelbetriebliche Voraussetzung für seine Implementation geschaffen und werden damit 
auch Impulse für die. Entwicklung neuer technischer Fortschritte gegeben. Diese Aussage 
gilt für weitere Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe 'Ve.rbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes". 

3.4 A b gab e nun d S t e u ern 

Durch Abgaben und Steuern können unerwünschte technische Entwicklungen gezielt ein­
gedämmt oder gar unterbunden werden. Seit geraumer Zeit wird intensiv über die Ein­
führung einer Stickstoff -Steuer diskutiert. Bei sachgerechter Ausgestaltung ergäbe sich 
eine Verringerung des N -Einsatzes und damit vor allem eine Verminderung der teilweise 
zu hohen Nitrateinträge in die Gewässer. Behindert würden auch wesentliche Kompo­
nenten des technischen Fortschritts im Pflanzenbau. Zum Beispiel würde die N -Steuer 
den Wachstumsreglern weitgehend die Grundlage entziehen. Auch ergäben sich verän­
derte Zuchtziele für die Kulturpfianzen5). 

Finanzpolitische Instrumente können gleichfalls zur Förderung von Innovationen einge­
setzt werden, so z.B. durch die Zulassung von Verlustzuweisungen aus technologieorien­
tierten Firmenneugründungen . oder besonderer Abschreibungen. Die staatliche Begünsti­

gung von sog. Venture Capital fördert grundsätzlich die Anwendung technischer Fort­
schritte in der Praxis. 

3.5 Auf lag e n 

Durch gesetzliche Auflagen können bestimmte Entwicklungen ausgelöst, unterbunden 
oder verdrängt werden. Das Instrument wirkt i.d.R. strikter als finanzielle Anreize und 
Entmutigungen. 

S) Siebe bierzu aucb KOHNE, 1989. 
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In der Tierhaltung werden aus Tierschutzgründen beispielsweise bestimmte technische 
Mindestnormen vorgeschrieben. Das Spektrum der technisch machbaren und wirtschaft­
lich sinnvollen Möglichkeiten wird eingeengt und der technische Fortschritt auf diese 
Weise in eine bestimmte Richtung gedrängt. BML fördert die Entwicklung und Erpro­
bung von Haltungsformen, die den Schutzbedürfnissen der Tiere besser entsprechen. 

Eine gesetzliche Auflage in diesem Sinne wird auch das Gentechnik-Gesetz (Gesetz zur 
Regelung der Gentechnik) sein, dessen Entwurf am 12. Juli 1989 vom Bundeskabinett 
beschlossen wurde. Es soll den rechtlichen Rahmen für die Erforschung, Entwicklung 
und Nutzung der wissenschaftlichen und technischen Möglichkeiten der Gentechnik 
schaffen. Ziel ist der Schutz vor möglichen Gefahren gentechnischer Verfahren und Pro­
dukte. Unbestreitbar ergeben sich durch die beabsichtigten Auflagen und Verfahrens­
vorschriften Hemmnisse für Entwicklung und Implementation gentechnischer Fort­
schritte. Diese werden in Kauf genommen, um den Schutzzweck zu erreichen. Die 
Bunderegierung war jedoch bestrebt, den Freiraum für Forschung, Entwicklung und 
Umsetzung so wenig wie möglich einzuengen, damit für Hochschulen und Unternehmen 
irr-der Bundesrepublik Deutschland keine Wettbewerbsnachteile entstehen6). 

3.6 Ver bot e 

Die einschneidendste Möglichkeit zur Einflußnahme auf den technischen Fortschritt ist 
das Verbot (bzw. die Nicht-Zulassung). Auf diese Weise können bestimmte technische 
Entwicklungen völlig unterbunden und ggf. .auch wieder rückgängig gemacht werden. 

Beispiel ffir einen derartigen Eingriff des Staates ist das L Verbot des Einsatzes von 
Hormonen in der Tiermast. Der Streit um diese Maßnahme kann in mancherlei Hinsicht 
als exemplarisch für Auseinandersetzungen fiber die Realisierung technischer Fortschritte 
in Zukunft gelten 7). Von einem Teil der Verbraucher wurde ein Verbot befürwortet, 
weil gesundheitliche Beeinträchtigungen durch Konsum von auf diese LWeise erzeugtem 
Fleisch beffirchtet wurden. Solche Ängste schlagen sich in Konsumenthaltung nieder. Die 
Tatsache, daß Gesundheitsbeeinträchtigungen bisher bei korrekter Anwendung wissen­
schaftlich nicht nachgewiesen werden konnten, ist zwar dazu angetan, den Absatzrfick­
gang zu mindern, kann ihn jedoch - wie das Beispiel der alternativen Nahrungsmittel­
märkte zeigt - nicht vollends ausschließen. Das Problem gesundheitlicher Beeinträchti­
gungen der Konsumenten bei nicht sachgerechter Anwendung bleibt solange bestehen, 
wie Anwendungsfehler nicht ausgeschlossen werden können. Ffir den Kalb- und Rind­
fleischmarkt war eine zweifache Belastung zu erwarten: Angebotssteigerung wegen 
höherer technischer Effizienz und Absatzrückgang. Die Ablehnung des Hormoneinsatzes 
durch den Berufsstand war deshalb verständlich. Insbesondere Landjugendverbände 
begründeten ihre Forderung nach einem Verbot mit der Befürchtung, der Einstieg in 
derartige neue Technologien gefährde die überkommene Agrarstruktur und begünstige 
"Agrar fabriken". Ferner hielten sie es ffir ethisch fragwfirdig, die Organismen der Tiere 
durch Hormone zu "manipulieren". 

6) Siehe hierzu: Motor CoIumbus Ingenieurunternehmung AG, et 81., 1989. 
7) Siebe bierzu: BER.'lER, R. et 81., 1988. 
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3.7 B e rat u n gun d I n f 0 r m at ion 

Die Implementation technischer Fortschritte setzt die Information der Anwender über die 
technischen Möglichkeiten voraus. Daß dies auch als eine staatliche Aufgabe angesehen 

wird, läßt sich aus der Existenz der in der Bundesrepublik hoch entwickelten 
Offizialberatung ablesen. Bildung und Beratung fallen weitgehend in den Kompetenz­
bereich der Länder. 

Der Bund wird seiner Aufgabe, die Anwendung agrartechnischer Fortschritte zu 
begünstigen, u.a. durch die institutionelle Förderung des Auswertungs· und Informa­

tionsdienstes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AID) gerecht. Dem AID 
obliegt es, relevante Kenntnisse zu sammeln, auszuwerten und den betroffenen Wirt­

schaftskreisen zugänglich zu machen. Ein Schwerpunkt seiner Arbeit besteht in der Auf­
bereitung und Verbreitung von Forschungsergebnissen, damit diese in die Praxis umge­
setzt werden können. 

4 Ausblick 

In Anbetracht der Versorgungslage und der begrenzten Nachfrage nach Nahrungsgütern 
in der Europäischen Gemeinschaft werden technische Fortschritte im Agrarbereich 
weniger auf Wachstum, sondern stärker auf Entwicklung neuer Produkte, Verbesserung 

der Qualität sowie Verringerung der Kosten abzielen müssen. Aber auch diese Ent­
wicklungen werden tendenzieH den struktureHen Anpassungsdruck im Agrarbereich ver­
stärken, weil kapitalintensive und komplizierte Techniken eher in größeren Produk­
tionseinheiten wirtschaftlich eingesetzt werden können. Deshalb wird auch künftig die 
Behinderung technischer Fortschritte ein begehrtes Mittel zur Verminderung des struk­
turellen Anpassungsdrucks sein. Ein Vorgehen auf nationaler Ebene wird in den selten­

sten FäHen sinnvoH und durchsetzbar sein, weil sich dadurch unerträgliche Wettbewerbs­
'verzerrungen innerhalb der Gemeinschaft ergäben. Die Sensibilität solchen Verzerrungen 

gegenüber wird sich durch die Schaffung des einheitlichen Binnenmarktes eher verstär­
ken. Staatlich-administratives· Handeln auf Gemeinschaftsebene setzt die im EG- Vertrag 

vorgeschriebenen Mehrheiten voraus. Kleine oder allein national operierende geseH­
schaftliche Gruppen werden es deshalb schwer haben, ihre Vorstellungen durchzusetzen. 

Es wird aber auch künftig der Versuch unternommen werden, mit agrarpolitischen 
Argumenten bestimmte technische Entwicklungen auf Gemeinschaftsebene zu verhin­

dern. Die jüngste Diskussion über die Zulassung von BST deutet darauf hin, daß agrar­

markt- und strukturpolitische Erwägungen an Gewicht gewinnen. So wurde z.B. vorge­
schlagen, zu den bisherigen drei Prüfkriterien für die (Tier-) Arzneimittel-Zulassung -
Wirksamkeit, Unbedenklichkeit, Qualität - als weitere Mindestbedingung das "Bedürfnis" 
hinzuzufügen. Inzwischen hat die EG- Kommission für den Bereich Tierarzneimittel und 

im Entwurf einer Verordnung für die Vermarktung gentechnisch veränderter Tiere und 
deren Erzeugnisse die Einbeziehung "sozio-ökonomischer Kriterien" gefordert. Sollte sich 
diese Betrachtungsweise durchsetzen, würde künftig die Zulassung bestimmter techni­
scher Fortschritte davon abhängig gemacht, ob diese mit der aktueHen wirtschaftlichen 
und politischen Situation harmonieren . Die Entscheidungen wären wissenschaftlich 
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weniger nachvollziehbar und ihre gerichtliche Oberprüfbarkeit erschwert. Je geringer die 
Rechtssicherheit ist, um so unsicherer' werden die langfristigen Planungen der Wirtschaft. 
Der Einfluß partikularer Interessen auf die Technikentwicklung würde sich zweifels frei 
verstärken. Technische Fortschritte im Agrarbereich mit tiefgreifender Wirkung sind vor 
allem von der Biotechnologie zu erwarten, die von der öffentlichkeit sehr kritisch 
beobachtet wird. Besonders in diesem Technologiebereich, aber auch hinsichtlich anderer 
technischer Fortschritte könnte es zu parallelen Interessen zwischen landwirtschaftlichem 
Berufsstand und größeren Teilen der Bevölkerung kommen. 

Die Verhaltensweisen staatlicher Institutionen gegenüber technischen Fortschritten wer­
den sich auch künftig im Spannungsfeld öffentlicher Meinung und partikularer Interes­
sen bilden. Da die Medien großen Einfluß auf die öffentliche Meinung haben, werden 
sie künftig auch eine mehr oder weniger unbeabsichtigte Wirkung auf Entstehen und 
Anwendung agrartechnischer Fortschritte ausüben, und zwar um so mehr, je sensibler 
die öffentlichkeit auf solche technischen Fortschritte anspricht. Da angstverursachende 
Zusammenhänge einen größeren Aufmerksamkeitswert haben als Berichte über 
reibungsloses Funktionieren, ist zu erwarten, daß Medien und öffentliche Meinung be­
stimmte agrartechnische Fortschritte be- oder verhindern werden. 

Die Rolle des Staates in der Steuerung technischer Fortschritte wird sich deshalb künftig 
notwendigerweise verstärken. Die Debatte über "Reformen des Steuerungsinstrumenta­
riums des technischen Wandels wird teilweise mit Vehemenz geführt" (SIMONIS, 1980). 
Vom Staat wird zukünftig verlangt werden, daß er alle relevanten Wirkungen einer tech­
nischen Innovation auf die verschiedenen Dimensionen der individuellen Lebensqualität 
und die gesamtwirtschatlichen Ziele ermittelt und bewertet, bevor er eine Entscheidung 
über Genehmigung, über Förderungsmaßnahmen oder die Vorgabe bestimmter Rahmen­
bedingungen fällt. 
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